












Rechtsprechung: VG Stuttgart Urteil v. April 2010 ( Az. 
13 K 898/09)

Das Land Baden-Württemberg darf den Bau 

einer Windkraftanlage nicht grundsätzlich 

verhindern. Da der Regionalplan Heilbronn-

Franken 2020 nicht genügend Vorrangflächen 

für die Errichtung von Windkraftanlagen 

ausweist, ist dieser somit nichtig.



Rechtslage nach Änderung des Landesplanungsgesetzes BW 
2012

• Regionalplanung kann die Festlegung  nur noch in 
Form von Vorranggebieten treffen/ Festlegung von 
Ausschlussgebieten nicht mehr möglich.

• Mit dieser Änderung werden die bisherigen 
Festlegungen in den Regionalplänen von Vorrang-

und insb. Ausschlussgebieten zum 01.01.2013 auf-

gehoben.









VGH München Urteil v 02.06.2008 Az: 22 B 06.2092

Nur wenn ein schlüssiges gesamträumliches Planungskonzept für die 
Windenergienutzung vorliegt, entfaltet der Flächennutzungsplan die Ausschlusswirkung 
nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB.

Windenergieanlagen, Flächennutzungsplan, Ausschlusswirkung, 

Konzentrationsfläche:

BVerwG – Urteil vom 24.01.08, Az: BVerwG 4 CN 2.07

Eine Gemeinde darf Darstellungen in einem Flächennutzungsplan, die die 
Ausschlusswirkung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB auslösen sollen, nicht als Mittel 
benutzen, um unter dem Deckmantel der planerischen Steuerung von 
Windenergieanlagen diese in Wahrheit zu verhindern (Einzelfall, Bestätigung der 
ständigen Rechtsprechung).
Die Gemeinde muss ihre zunächst gewählten Kriterien (z. B. Pufferzonen) für die 
Festlegung der Konzentrationsflächen nochmals prüfen und gegebenenfalls 
ändern, wenn sich herausstellt, dass damit der Windenergie nicht substanziell 
Raum geschaffen wird. Will sie an den Kriterien festhalten, muss sie auf eine 
planerische Steuerung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB verzichten



§35 Abs.3 Ziff.5 BauGB öffentliche Belange entgegenstehen können wenn das 
Vorhaben die natürliche Eigenart der Landschaft, Erholungswert oder das 

Orts und Landschaftsbild beeinträchtigt.

• BVerwG, Beschluss vom 18.03.2003: Verunstaltung setzt voraus, das das 
Bauvorhaben dem Orts-und Landschaftsbild in ästhetischer Sicht grob 
unangemessen ist und auch von einem für ästetische Eindrücke offenen 
Betrachter als belastend empfunden wird.

• BVerwG, Beschluss vom 15.10.2001: Ob die Schwelle zur Verunstaltung 
überschritten ist, hängt von den konkreten Umständen ab.

• OVG Münster Urteil v.05.09.2006: erheblicher Störfaktor

• VGH München Urteil v 18.06.2009 wenn naturschutzfachlich besonders 
schützenswerte Bereiche, historische Kulturlandschaften Landschaftsteile 
mit charakteristischer Eigenart und Bedeutung für das Landschaftsbild 
betroffen sind.



Windkraft und Naturschutz
• Mehr Information:




